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Leitsätze des Urteils 

1. Wettbewerb — Verwaltungsverfahren — Entscheidung der Kommission, mit der eine Zuwi­
derhandlung festgestellt wird — Zulässige Beweismittel 
(EWG-Vertrag, Artikel 85 Absatz 1) 

2. Wettbewerb — Verwaltungsverfahren — Akteneinsicht — Verpflichtung der Kommission 
gemäß den von ihr selbst in einem Bericht über die Wettbewerbspolitik aufgestellten Regeln 

3. Wettbewerb — Kartelle — Vereinbarungen zwischen Unternehmen — Begriff— Willens­
übereinstimmung bezüglich des künftigen Marktverhaltens 
(EWG-Vertrag, Artikel 85 Absatz 1) 

4. Wettbewerb — Kartelle — Verbot — Kartelle, deren Wirkungen über ihr formelles Außer­
krafttreten hinaus fortbestehen — Anwendung von Artikel 85 EWG-Vertrag 
(EWG-Vertrag, Artikel 85) 
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LEITSÄTZE — RECHTSSACHE T-10/89 

5. Wettbewerb — Kartelle — Abgestimmte Verhaltensweise — Begaff— Mit der Pflicht jedes 
Unternehmens, sein Marktverhalten selbständig zu bestimmen, unvereinbare Koordinierung 
und Zusammenarbeit — Treffen von Wettbewerbern zum Zwecke des Austausch von Infor­
mationen, die von entscheidender Bedeutung sind für die Ausarbeitung der Geschäfisstrategie 
der Teilnehmer 

(EWG-Vertrag, Artikel 85 Absatz 1) 

6. Wettbewerb — Kartelle — Komplexe Zuwiderhandlung, die Merkmale der Vereinbarung 
und der abgestimmten Verhaltensweise aufweist — Einheitliche Qualifizierung als „eine 
Vereinbarung und aufeinander abgestimmte Verhaltensweise" — Zulässigkeit — Beweis­
rechtliche Folgen 

(EWG-Vertrag, Artikel 85 Absatz 1) 

7. Handlungen der Organe — Begründungspflicht — Umfang — Entscheidung über die An­
wendung der Wettbewerbsregeln 

(EWG-Vertrag, Artikel 190) 

8. Nichtigkeitsklage — Prüfung der Existenz der angefochtenen Handlung durch den Richter 
von Amts wegen — Voraussetzungen 

(EWG-Vertrag, Artikel 173 Absatz 2) 

1. In einer an ein Unternehmen gerichteten 
Entscheidung nach Artikel 85 Absatz 1 
EWG-Vertrag können gegenüber diesem 
Unternehmen nur die Schriftstücke als 
Beweismittel verwendet werden, von de­
nen schon im Stadium der Mitteilung der 
Beschwerdepunkte und aufgrund ihrer 
Erwähnung in dieser Mitteilung oder in 
deren Anlagen erkennbar war, daß die 
Kommission sich auf sie berufen wollte, 
und zu deren Beweiskraft sich das Unter­
nehmen somit rechtzeitig äußern konnte. 

2. Hat die Kommission — über das hinaus­
gehend, was die Wahrung der Verteidi­
gungsrechte erfordert — ein Verfahren 
zur Akteneinsicht in Wettbewerbssachen 
geschaffen und die entsprechenden Ver­
fahrensregelungen in einem ihrer Be­
richte über die Wettbewerbspolitik aufge­
stellt und bekanntgemacht, so kann sie 
von den selbst auferlegten Regeln nicht 
abweichen und ist daher verpflichtet, den 
von einem Verfahren zur Anwendung 
von Artikel 85 Absatz 1 EWG-Vertrag 

betroffenen Unternehmen die Gesamtheit 
der belastenden und entlastenden Schrift­
stücke zugänglich zu machen, die sie im 
Laufe der Untersuchung gesammelt hat; 
hiervon ausgenommen sind nur Ge­
schäftsgeheimnisse anderer Unterneh­
men, interne Schriftstücke der Kommis­
sion und andere vertrauliche Informatio­
nen. 

3. Eine Vereinbarung im Sinne von Artikel 
85 Absatz 1 EWG-Vertrag liegt schon 
dann vor, wenn die betreffenden Unter­
nehmen ihren gemeinsamen Willen zum 
Ausdruck gebracht haben, sich auf dem 
Markt in einer bestimmten Weise zu ver­
halten. Dies ist dann der Fall, wenn es 
zwischen mehreren Unternehmen eine 
Willensübereinstimmung zur Erreichung 
von Preis- und Verkaufsmengenzielen 
gab. 

4. Artikel 85 EWG-Vertrag ist auch auf au­
ßer Kraft getretene Kartelle anwendbar, 
deren Wirkungen über das formelle Au­
ßerkrafttreten hinaus fortbestehen. 

II - 630 



HOECHST / KOMMISSION 

5. Die Kriterien der Koordinierung und der 
Zusammenarbeit, anhand deren sich der 
Begriff der abgestimmten Verhaltens­
weise bestimmen läßt, sind im Sinne des 
Grundgedankens der Wettbewerbsvor-
schriften des EWG-Vertrags zu verste­
hen, wonach jeder Unternehmer selb­
ständig zu bestimmen hat, welche Politik 
er auf dem Gemeinsamen Markt zu be­
treiben gedenkt. Dieses Selbständigkeits­
postulat beseitigt zwar nicht das Recht 
der Unternehmen, sich dem festgestellten 
oder erwarteten Verhalten ihrer Konkur­
renten mit wachem Sinn anzupassen; es 
steht jedoch streng jeder unmittelbaren 
oder mittelbaren Fühlungnahme zwi­
schen Unternehmen entgegen, die be­
zweckt oder bewirkt, entweder das 
Marktverhalten eines gegenwärtigen oder 
potentiellen Konkurrenten zu beeinflus­
sen oder einen solchen Konkurrenten 
über das Marktverhalten ins Bild zu set­
zen, das man selbst an den Tag zu legen 
entschlossen ist oder in Erwägung zieht. 

Die Teilnahme an Sitzungen, deren 
Zweck es ist, Preis- und Verkaufsmen­
genziele festzulegen, und in denen die 
Wettbewerber Informationen über die 
Preise, die sie zu praktizieren beabsichti­
gen, über ihre Rentabilitätsschwelle, über 
die von ihnen für notwendig gehaltenen 
Beschränkungen der Verkaufsmengen 
oder über ihre Verkaufszahlen austau­
schen, stellt eine abgestimmte Verhal­
tensweise dar, da die teilnehmenden Un­
ternehmen die so weitergegebenen Infor­
mationen zwangsläufig bei der Festle­
gung ihres Marktverhaltens berücksichti­
gen. 

6. Artikel 85 Absatz 1 EWG-Vertrag sieht 
keine spezifische Subsumtion für eine 
Zuwiderhandlung vor, die zwar komplex, 
aber doch einheitlich ist, weil sie aus ei­
nem kontinuierlichen Verhalten besteht, 

das durch eine einzige Zielsetzung ge­
kennzeichnet ist und sowohl Einzelakte 
aufweist, die als „Vereinbarungen" anzu­
sehen sind, als auch Einzelakte, die 
„abgestimmte Verhaltensweisen" darge­
stellt haben. Daher kann eine solche Zu­
widerhandlung als „eine Vereinbarung 
und aufeinander abgestimmte Verhal­
tensweise" qualifiziert werden, ohne daß 
für jeden Einzelakt gleichzeitig und ku­
mulativ der Nachweis erforderlich ist, 
daß er sowohl die Tatbestandsmerkmale 
einer Vereinbarung als auch die einer ab­
gestimmten Verhaltensweise erfüllt. 

7. Die Kommission hat gemäß Artikel 190 
EWG-Vertrag ihre Entscheidungen mit 
Gründen zu versehen und dabei die sach­
lichen und rechtlichen Gesichtspunkte, 
von denen die Rechtmäßigkeit der Maß­
nahme abhängt, sowie die Erwägungen 
aufzuführen, die sie zum Erlaß ihrer Ent­
scheidung veranlaßt haben, sie braucht 
jedoch bei einer Entscheidung über die 
Anwendung der Wettbewerbsregeln nicht 
auf alle tatsächlichen und rechtlichen 
Fragen einzugehen, die von den Beteilig­
ten während des Verwaltungsverfahrens 
vorgebracht wurden. 

8. Selbst wenn der Gemeinschaftsrichter die 
Frage der Existenz des angefochtenen 
Rechtsakts im Nichtigkeitsverfahren des 
Artikels 173 Absatz 2 EWG-Vertrag von 
Amts wegen zu prüfen hat, bedeutet dies 
aber nicht, daß in jedem Verfahren nach 
Artikel 173 Absatz 2 EWG-Vertrag von 
Amts wegen Ermittlungen über eine 
eventuelle Inexistenz des angefochtenen 
Rechtsakts zu führen sind. Nur soweit 
die Parteien hinreichende Anhaltspunkte 
für eine Inexistenz des angefochtenen 
Rechtsakts vortragen, ist der Gemein­
schaftsrichter gehalten, dieser Frage von 
Amts wegen nachzugehen. 
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